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Budgetberatung1933
WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom22,Dezember1932 .
VorsitzenderGR .Weigleröffnetnach16UhrdieSitzung .Eswird

aofortin dieTagesordnungeingegangenunddieSpezialdebatteüberdasBud¬get 1933fortgesetzt .

DieSpezialdebatteüberdas Kapitel "TechnischeAngelegenheiten"
leitet STR .RichtermitfolgendemBerichtein :

DasBudgetwurdemitderdurchdiewirtschaftlichenVerhälntisse
erzwungenenSparsamkeiterstellt .DieGesamteinnahmensind mitrund
27MillionenSchillingum1 MillionSchillingniedrigerveranschlagt
alsimJahre1932;dieAusgabenbetragen15. 7MillionenSchillingundsindumrund 2 Millionen Schillingniedriger

DerStrassenpflegebetriebwirdimJahre1933imallgemeinenin
gleichen Ausmasswie im laufendenJahre geführt werden .Für dieStrassen¬
reinigungsind . 100Strassenarbeitervorgeschen .DiemaschinelleReini¬
gungwirddurch8Kehrzügeund4Aufsammelmaschinendurchgeführt;fürdie
Strassnnkehrichtabfuhrwerden12ZügedesLastkraftwagenbetriebesundnach
BedarfUnternehmerfuhrwerkverwendet.DieBespritzungwirdausschliesslie
durchdenstädtischenLastkraftwagenbetriebmitdurchschnittlich21Auto¬
sprengwagenpreTaggeleistetwerden,FürdieHauskehrichtabfuhristderBetriebvon59Coloniasammelzügeneingesetzt ,FürdieSchneepflugbe-¬
spannungundSchneeabfuhrist imHauptworanschlageinBetragvon536.000SchillingfürUnternehmerfuhrwerkvorgesehen.FürAufstreuzweckebei
Glatteisist dieBeschafflungvon . 000KubikmeterAufstreusandmiteinem
Aufwandvonrund84. 000Schillingveranschlagt.DieStrassenölungwird
imbisherigenAusmasseaufrechterhalten;oswerdenmitdemvorgesehen
Aufwandvonüber1MillienSchillingrund2,500. 000GeviertmeterStrass
flächegeöltwerden ,FürdieweitereAusgestaltungdesColoniasystems
ist einBetragvon55. 000SchillingzwecksAnschaffungvonrund1000
KübelnsamtdennotwendigenAnhängevorrichtungenundStänderneingesetzt.

ImGartenwesenist ein Gesamtaufwandvon2,139 . 270Schillingvorge-¬
sehengegen2,556 . 120SchillingimJahre1932 .DurchdieSchaffungdes
ParkesanStelledesBürgerversorgungshauseshatsichdasGesamtflächen¬
ausmassderöffentlichenGartenanlagenum15,700Geviertmetererhöht .

Mit Rücksicht auf die bestehende Wirtschaftskrise und den damitver

bundenenEinnahmeentgangbeimstädt ,BäderbetriebwurdeimHauptvoran-¬
schlagpro1933beiallenAusgabepostengrössteSparsamkeitvorgesehen.
GrössereHerstellungensindtrotzdembeidenSommerbädernvorgeschen,dieim heurigen Jahre einen Besuch von 1,885 . 000Personen gegen1,780 . 200
Personen im Vorjahre aufzuweisenhatten .

DieKinderfreibäder ,die sich bestensbewährthabenundderunver¬
mindertenBeliebtheitderJugenderfreuen,sollendurchSchaffungeiner
neuenAnlage,dievoraussichtlichimWähringerparkzurAufstellunggelang
wird ,einenabermaligenZuwachserhalten.ImheurigenJahrewarendie
Kinderfreibädervon1,288. 000Kinderngegen1,172. 000imVorjahrebesucht

Derstädt ,Wäschereibetriebin derSchwenkgasseverfügtüberBetrie
einrichtungen ,die ihmdie Reinigungvonca ,3,000 . 000KilogrammAnstalts
wäschejährlichermöglichen.DiederzeitigeAusnützungdieserBetriebs-¬
einrichtungenist nureineetwa50prozentige.DurchdieAuflassungder
dengegenwärtigenBedürfnissennichtmehrentsprechendenWäschereides798
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Verdorgungsheimes in Lainz und Uebertragung der Wäschereinigung an die

WäschereiSchwenkgassewirddieWaschleistungdiesorWäschereiaufetwa
2,200 . 000kgjährlich gehobenwerden .Infolgedieser Zusammenlegungder
WäschereinigungergebensichauchnamhafteErsparnissefürdiestädt .

Wohlfahrtsanstalten .

Diestädt .Werkstättenhabenalle jeneArbeitenundHerstellungen,
die auf Massenerzeugunghinauslaufen oder die sich leicht durchdie
städt .Kontrahenten herstellen lassen ,aufgegebenund führen nunmehrdie
hauptsächlicheinerHeizwerkstättezukommendenReparatureninstädt .
Amts -und Anstaltsgebäuden durch .

DerVoranschlagfür StrassenerhaltungundStrassenbaubewegtsich
mit Rücksichtauf die wirtschaftlichen Verhältnisse in einemengeren
Rahmenals imJahr1932 .DielaufendeErhaltungist in derselbenHähe
wie im Jahre 1932 geblieben .

ZudentorgesehenenErneuerungenundNeuherstellungenvonStrassen
kommennochdieArbeitenausdemausserordentlichenStrassenbauprogramm,
die imJahre1932nicht gemachtwerdenkonnten .Essteht zu diesemZwecke
ein Betragvon3,500 . 000bis 4,000 . 000SchillingzurVerfügung.

ImBezugauf denBrückenbauist die Gemeindeseit demKriegsende
vor die mit grossenfinanziellen OpfernverbundeneAufgabegestellt ,eine
ReihevonDonaukanalbrückendurchNeubautenzuersetzen ,die in den8oer
JahrendesvorigenJahrhundertauseinemMaterialerbautwordensind ,
dasimLaufeder JahreanFestigkeiteingebüssthat undnichtmehrim
Standeist ,dendurchVermehrungdesGewichtesundderLadefähigkeitder
Fahrbetriebsmittelerheblich gesteigerten AnforderungendesVerkehres

zu genügen .

NachdemausdiesemGrundediewichtigstenBrückenüberdenOberlauf
des Donaukanales ,die Friedens -undAugartenbrücke ,erneuert undinden
Jahren1926und1930demVerkehrübergebenwordensind ,soll nunauchfür
die südöstlichenBezirkeein der Verkehrsbedürfnissenentsprechender
UebergangüberdenDonaukanalanStelle derunzulänglichgewordenen
Rotundenbrückegeschaffenwerden.DerBrückenneubauwirdKostenimBetrage
vonungefähr5,000 . 000Schilling veruraachen .Der für das Jahr 1933vorge¬
seheneBetragvon10 . 000Schilling soll für Vorarbeiten ,insbesondere
für die ErschliessungderUntergrundverhältnissedurchTiefbohrungen,
verwendetwerden.HieraufwirdzurErlangungvonEntwürfeneineAusschreibung
mithalbjährigerFristveranlasstwerden.FürdieErhaltungderstädt .
Brückensindnahezu225. 000Schilling,alsoeinwesentlichhöhererBetrag

als in den vorangegangenen Jaren vorgesehen .
Zufast dr gleichenZeit wiedie vorgenanntenDonaukanal¬

brückenundaus demgleichen ,an den Erzeugnissender heutigenHüttentech¬
nik gemessen ,als minderweætigzu bezeichnendenEisenmaterial ist auchdie
über denDonaustromführende"Reichsbrücke "erbaut ,die ausserdemnochden

Mangelaufweist ,dasssie für denäusserstlebhaftenVerkehrzu schmalist .
Alses denBrückenbautechnikerndesBundesundderGemeindegelungenwar,
eine entsprechendeLönungfür denUmbaudieserBrückezu finden ,wurden
die Verhandlungenüber die KostenaufteilungzwischenBundundGemeinde
aufgenommenund im Augustdes heurigen Jahres mit demErgebnisabge- ¬
schlossen ,dass die GemeindeeinenBeitragvon32 ' 3Prozentzu denKosten
diesesBrükkenbauesleistet .DieRatifizierungdiesesUebereinkommensund
dieFragederAufbringungdererforderlichenMittelwerdenin nächsterZeit
denGemeinderatbeschäftigen.DieneueReichsbrückewirdeinedurchausseahs¬
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spurige Fahrbahn erhalten ;es können also ausser der in der Fahrbahmmitte

zweigleisig fahrenden Strassenbahn in jeder Fahrtrichtung 2 Fuhrwerkever - ¬
kehren .Es werdendie an die Strombrückeanschliessenden Innndations -und
Kaibrücken ,die aus Granitgewölbenbestehen ,auch für die neue Brückever - ¬
wendet und zu diesem Zweckedurch Einziehen von Eisenbetongewölbenverbrei - ¬
tert werden .Die Kosten des Brückenbauessind vomBundesministeriumfür

Handel und Verkehr mit 25 ' 6Millionen Schilling veranschlagt worden .Der
Baudürfte etwa4 Jahre in Anspruchnehmen .Derzeit werdenBodenuntersuchun
gen durchgeführt ,deren Ergebnis für das weitere Vorgehenmassgebendist .

Die Gemeinde kann mit Genugtuung sagen ,dass sie alles getan hat ,umdie
Lösung der Reichsbrückenfrage zuermöglichen .

Der Voranschlagdes Betriebes Wasserversorgungfürdas
Jahr 1933schliesst mit einer Nettoeinnahmevon1,882 . 740Schillingab ,
wobeiangenommenwird ,dass die Einnahmenvoraussichtlich umetwa200 . 000
Schilling geringer als die für 1932 sein werden .Dieser Ausfall wird
durch den Rückgangdes Wasserverbrauches verursacht ,da eine Rechevon
bisher an die Wasserleitung angeschlossener Südbahngemeindennunmehrdas
Wasseraus der Marientalerleitungbeziehen .

BeimBetrieb Kanalisationswesensoll in baulicherHinsicht
äusser den unbedingt notwendigenInstandhaltungsarbeiten insbesonderedie
Aktion des Umbauesder alten ,überaus schadhaften Ziegelkanäle in Beton - ¬
kanäle fortgesetzt werden ,womit gleichzeitig eine EindämmungderRatten - ¬
plage verbundenist .In betriebstechnischer Hinsddht werdenim Jahre1933
die im laufenden Jahre begonnenenMassnahmenzur VerbesserungderBetriebs - ¬

einrichtungen durch Einführung von Fernsprechstellen in den einzelnen Be¬

zirksbetriebslokalen fortgesetzt .Es wird dadurch ausser dererleichterten
Betriebsführung auch ermöglicht werden ,dass die Bevölkerung bei Hauskanal - ¬
gebrechen die Anzeigen telephonisch erstatten kann .

Für den Ausbauder öffentlichen elektrischenBeleuchtung
ist für das Jahr 1933 der gleiche Betrag vorgesehen ,der im Jahre 1932 zur
Verfügungstand .Bis Ende1932werden28 . 140elektrische LampenimBetrie-¬
be sein ,wodurch Strassen und Wege in einer Länge von etwa 840 Kilome - ¬
ber eine elektrische Beleuchtung besitzen .NachVollendung der imProgramm
1933 vorgesehenenBeleuchtungsherstellungen werdenrund 900Kilometer
Strassen und Wege elektrische Beleuchtung erhalten ;es wird die Elektri - ¬
fizierung der Gasbeleuchtung in den Bezirken 4,5,6,7,8 und 14 bis Ende

1933 vollkommen durchgeführt sein .Die Bezirke 6,7 und 14 sind bereits

fertig .Am22 .Juli 1932 wurde am Karlsplatz die 25 . 000Lampe nacheiner
Bauzeitvon7 Jahrenin Petrieb gesetzt .DurchdieElektrifizierung
sind bisher rund 29 . 600Gaslampenentbehrlich geworden .DerGesamtstand
der noch in Betrieb befindlichen Gaslampenbeträgt derzeit noch15 . 680 .
Durchdie Einführung der elektrischen Beleuchtungwird die Einfuhrvon
20 . 500Tennen ausländischer Kohle jährlich erspart .

Derso wichtigenFrageder wirtschaftlichenAusnützungder
Brennstoffe im städtischen Haushalte ,deren Bedeutung durch einen Jahres - ¬
verbrauch von rund . 000Waggonshochwertiger Kohle gekennzeichnet ist ,
würd durch die Beibehaltung der Heizkontrolle entsprochen werden ,die
sich bestens bewährt hat und mit einem Minimuman Kostenaufwand ,es wer - ¬
den6 vorhandeneMaschinistenals Kontrollorganeverwendet ,infolgeent -¬
sprechenderOrganisationdie Aufsicht über die sparsamsteVerwendungdes
Brennstoffessichern .DieGemeindewirdauchimkommendenJahrebemühtsein ,
in dr Verwendung österreichischer Kohle weitere Fortschritte zu erzielen .

Derzeit werdenbereits rund . 000Waggonsösterreichische KohleanStelle
von ausländischer im Jahre verfeuert .( LebhafterBeifall ) .
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ErholungsurlaubfürdieerwerbstätigeundarbeitsloseJugend.
FürdieerwerbstätigeundarbeitsloseJugendist mitUnterstützung

derKrankenkassenOesterreichs ,derGemeindeWien ,desWienerFortbil¬
dungsschulratesundderKammerfürApbeiterundAngestelltefürWien,
NiederösterreichunddasBurgenlanddasEpholungsheimBadFischauander
SchneebergbahndenganzenWinterhindurchgeöffnet .DieAufnahmeder
erwerstätigenJugendlichenfindetbeidenBezirksstellenderArbeiter-¬
krankenversicherungskasse,bezw.beidenbetreffendenKassenselbststatt .
FürdiearbeitsloseJugendwirdin derLehrlingsfürsorge-AktionbeimBun¬
desministeriumfürsozialeVerwaltung,Hanuschgasse3 ,imHofrechts,AuskunftüberdieAufnahmsbedingungengegeben .DerersteTransportfür
die männlicheJugendgehtamMittwoch,den4 .Jänner ,ab .

RömischesMuseumder StadtWien.
DasrömischeMuseumderStadtWienbleibtamSamstag,den24 .Dezem-¬ber ,geschlossen .

- - - - . . - ¬
NachdemBericht des STR .Richter sprichtzunächst

GR. Schiener( chr . ) .Er bestreitet zunächstdieBehauptung
desamtsführendenStadtrates ,dassgenügendVorkehrungengegendasGlatteis
derletztenTagegetroffenwedenseien ,DieGemeindekommtimmerzuspät ,ob
essichumSchneefälle ,umGlatteisoderdergleichenhandelt .Derkläg-¬
licheVoranschlagzeigtsehrdeutlich ,wieberechtigtunsereKritikander
Gemeindeverwaltungwar .Daausdr Wirtschaftnichtsmehrherausgepresstwer¬
denkann ,sindwirbereitsoweit ,dassdieGemeindekassenleer sindund
dieReservenherangezogenwerdenmüssen.DieWirtschaftderSozialdemokraten
hatdieWirtschaftderStadtruiniert -Esist daherbegreiflich ,dassder
Gewerbestand,derdavorallemin Mitgliedenschaftgezogenwurde ,denAb-¬
gangdesSt . R.BråitnerbegrüsstundihmkeineTränenachweint .Leiderist
derneueFinanzreferenteingelahrigerSchülerdesSt . R.Breitner.DerRedner
befasstsichsodannimeinzelnenmitdemVoranschlageundbemängeltdie
geringenAnsätzefürdieErhaltungderDenkmälerundderDenkmalbrunnen
sowiefür dieErhaltungderKirchenundKapellen. WennSieauchinfolge
IhrerraligionsfeindlichenHaltungfürdieErhaltungreligiöserStätten
nichtsübrighaben ,müsstenSiedochausRücksichtFremdenterkehr
vielmehrtun .Derfednerbeklagtsichsadonndarüber,dassdieGemeinde
durchdenFuhrwerksbetrieb ,dieDampfwäschereiunddiestädtischenWerkstät¬
tendemprivatenGewerbeeinenichterlaubteKonkurrenzmacheundbemerkt
in derBesprechungderstädt .Bäderverwaltung ,dassdieMehrheitdie Bäder
nichtalseineEinrichtungzumWohlederBevölkerungbetrachtet ,sondenals
ein Geschäftsunternehmen ,dæ möglichst viel zu tragen hat .Aus dem Titel derS

trassenerhaltungunddesStrassenbauesnimmtdieGemeimefast3Millionen
ein ,gibtaberumeinehalbeMillionwenigeraus ,dasheisst ,sieverdient
auchhier .Dafürsindaberauchdie Strassenin einemso elendenZustand
wieniezuvor.AlseinPrivatgeschäftfastmanauchdieWasserversorgungauf.
ZumSchlusseführtderRednerKlageüberdieMisstände,diesichbeiderVer-¬
gebungvonArbeitenergeben.Manbehauptet,dassdieArbeitennurvertrags-¬
treuenFirmengegebenwerden.WelcheFirmavertragstreuist ,bestimmtaberderObmanndersozialdemokratischenGewerkschaft ,diebetreffendeFirmawird
überhauptnichtgefragt.Dassdarflängernichtgeduldetwerden(Leth.Beifallb .d .Chr .
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GR .Hörmayer( chr . )sprichtseinBedauerndarüberaus ,dass
für diePrhaltungderBaulichkeitensogeringeBeträgeeingesetztsind .
FürdieErhaltungderKirchenundauhderPatronatskirchentutdieGemeinde
garnichts. Willmanwirklichallekirchenverfallenlassen ?DawerdenSiebe:
unsaufGranitbeissen .DerRednerstellt denAntrag,diePostfürdieErhaltuoo0

derPaulichkeitenvon 'auf20 . 000Szuerhöhen .In TesprechungdrStrasser
pflegebeklagter sichdannüberdiemangelndanVorkehrungenderGemeinde
anlässlichdesGlatteisesderletztenTage .WienwareinigeTagelangein
Pislaufplatz.FürdieUnfällewerdenallemöglichenanderenLeute,zumBei-¬
spielauchdieHausbesorger,verantwortlichgemacht,nurnichtdieGemeinde,
dieinersterLänieverantwortlichist .Damit,dasserstum3dder5Uhr
nachmittags1o0oArbeitereingesetztwerden,ist garnichtsgetan . Esist
haltso,dasssichdieGemeindeimmerdaraufverlässt ,MassdieFirmeRegen
undWinddieArbeitfürsiebesorgt.AuchihreVerpflichtungzurReinigung
derGehwegeerfülltdieGemeindenikht .AmPratersternoderin derTabor¬
strassesiehtesaus ,wieaufderMistablagerungssteätteimBretteldorf.
AuchdiePevölkerungmüsstezueinergrösserenReinlichkeitherangezogen
unddiePapierkörbemüsstenöfterausgeleirt werden.EinStrassenkehrerist
inWienschonzueinemKuriosumgeworden.DerRednerbringtsodanneinige
WünscheinBezugaufdasartenwesenvor .InderGartenanlageaufderOberen
DonaustrassemüssteeinHydrantangebrachtwerden,indenGartenanlagen
solltenauchNadelbäumegesetztwerdenundfürdieErneuerungdrGarten-¬
bänkesolltemehrSorgegetragenwerdenalsbisher .Erverlangtweitersdie
endlicheRenovierungderVorkaimauernunddieSchaffungeinesSpielplatzes
beiderFranzensbrücke.Erweistsodanndaraufhin ,dassfürdasJahr1933
umrund9Millionenoder61ProzentwenigerfürdasStrassenwesenveran¬
schlagtsindalsimJahre1928 ,währenddieEinnahmenausdiesemTitelsehr
angestiegensind . ErfordertweitersdiemöglichstrascheErneuerungderRo¬
tundenbrücke,diebeiVeranstaltungenimStadionoderinderRotun-destark
überlastetist ,unddenraschestenBeginnderArbeitenanderReichsbrücke.
EndlichmüssteauchdieRattenplagebeiderAspernbrückeduchInstandsetzung
derKaimauerbeseitigtwerden.Ererklärtschliesslich,dassergegendenVoranschlag

stimmenwerde( Lebh.Beifall . d .Chr. )
GR .Ing .Schaffer( nat .soz . )verweistauf die Vorkommnisseanläss

lichderGlatteisperiode .AndiesemSkandalkönnenauchdieoffiziellen
Erklärungennichtsändern,durchdiehöchstennderBevölkerungSandin
die Augengestreut wird ,statt ihn auf die Strasse zu streuen .Manhätte
schonjetztdieSchneearbeiteraufnahmestellenaktivierensollen ,wodurch
esmöglichgewesenwäre,eineentsprechendeAnzahlvonHilfskräftenaufzu¬nehmænund zahllosen Arbeitslosen vor Weihnachteneinen Verdienst zuschaf¬Auch

fen. /DieAnsätzedesVoranschlagesderVerwaltungsgruppeVweiseneinen
augenscheinlichenSchrumpfungsprozessauf .Fürdie ErhaltungderKirchen,
KapellenundDenkmälerwurdenimJahre193151 . 000Schillingausgegeben,
für1933sindnur11. 500Schillingeingesetzt .EineStadtvonderkulturelllenBedeutungWienshatdafürzusorgen ,dassdieseBaulichkeitenerhalten
werden ,auchwennsie zufällig eine sozialdemokratischeMehrheithat .
Erbeantragt , diese Post auf ho,000 Schilling zu erhöhen .Auchder
Ansatzfür denstädt .Fuhrwerkbetriebist zuniedrig ,beiSchneefällenwird
derSchneewiederaufdenStrassenliegenbleibenunddiearmenTeufel
werdensichumstonstbei denAufnahmestellenanstellen .Erbeantragtdie
ErhöhungderPostfürSchneearbeiterlöhneauf700. 000Schilling.802
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Die Instandhaltung der Gartenanlagen erfolgt zum grössten Teil in eigener
Regie .Die dafür aufgewendeten Summenfänden eine bessere Var endung ,wenn
man die gesamte Gartenerhaltung Wiens an die zahlreich vorhandenen not¬
leidenden Privatfirmen vergeben würde .Er beantragt ,für die Erhaltung
der städt .Gartenanlagen ausschliesslich Privatfirmen heranzuzichen .
Der Redner bemängelt die Zusammenlegung derAusgabeposten für Volks -und
Kinderfreibäder ,wodurch der beträchtliche Personal - undSachaufwand der
Kinderfreibäder verschleiert wird ,die Konkurrenzierung des Kleingewerbes
durch die städt .Werkstätten und beantragt die Auflassung der Betriebs¬

werkstätte in der Malfattigasse und die Uebertragung dervon ihr bisher
Weitedurchgeführten Arbeiten an das Privatgewerbe .Ep wünscht/Aufklärung über

die Verwendungdes Reinertrages der Wasserversorgung ,kritisiert die
Verringerungder Ansätzefür denBetriebunddie laufendeErhaltungder

Kanalisationsanlagen und beantragt ,die bezügliche Ausgabepost auf

1,4oo . 000Schilling zu erhöhen .Auch die Ansätze für Strassenerhaltung und
Strassenbau sind zu niedrig ,sodass sich immerfort die Notwendigkeit zu¬

sätzlicher Kredite ergibt .Bei der Vergebung der Strassenbauarbeiten
werden einzelne Firmen ,wie die Asdag und Tesrag ,bevorzugt .Diese Firmen

werden dazu benützt ,um die Preise zu drücken und roten Parteimitgliedern
Pfründen zu verschaffen .Sozialdemokratische Gemeinderätc sitzen in den
Verwaltungsräten dieser Unternehmungen .Der Gesiba wurde heuer die Finan¬
zierung eines ausserordentlichen Strassenbauprogrammes übertragen .Wahr¬

scheinlich hat die verkrachte Werkbundsiedlung die flinanziellen Kräfte
dieses Unternehmens derart erschüttert ,dass manihntum jeden Preis
eine Sanierungsmöglichkeit geben w ollte .Ein Budget ,dessen Vertreter sich
mit solchen Zuständen indentifizieren ,müssen wir unbedingt ablehnen .
( Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Uebelhör ( chr . )bemerkt ,der von St . . Rinlter genannte

trag zur Pekämpfungder Glatteiskatastr opheder letzten Tagesei beider
Grössedes Territoriums ,umdas es sich hier handelt ,gar nichtimponie¬
ren ,ja auch dies er grosse Betrag war,wie sich gezeigt hat ,unzurdichend .ach Gesamtaüs aabenDie Erhöhung ' . für die Erhaltung der Gehäude um 700 .000 S
ist angesichts der in den letzten Jahren eingerissenen Vernachlässigungen
nicht sehr bedeutend .ZumB .wurde bei der Erhaltung de Amtshäusersehrviel
versäumt .ZmB .ist ist der Zustand des Hernalser Amtshauses geradezu lebens - ¬

gefährlich .Dort hat man sich darauf leschränkt ,das Gebäude von oben bis

unten abzuklopfen .Ein ähnliches Schicksal hat das wunderschöneEingangs - ¬
gebäude am Hernalser Friedhof ereilt .Die für die Erhaltung der Kirchen ,Kap

len und Pfarrhöfe eingesetzte Post ist ganz unzureichend ,obwohl dasehr
viel zu machen wäre .Zum Peispiel hätte die Gemeinde für den Turm der Hernal
ser Pfarrkirche zu sorgen .DerTurmhat imKriegsein Kupferdacheingebüsst ,
das Dach ,das "Turm gegenwärtig hat ,ist durchgerostet .Die Pfarre
Hernals bemü .ich seit einem Jahre vergebens ,die GemeindezurReparatur
des Turmszu bewegen,alle Bemühungenscheitern daran ,dass die Gemeindever¬
langt ,die Reparatur müsseohne Gerüst erfolgen .Der Redner richtet an St .R .
Richter das dringende Ersuchen ,sich dar Sache anzunehmen und endlich eine
Entscheidengzutreffen .Sodannbefassz sich der RednermitdemStrassenwesen
und verweist darauf ,dass Strassenölungen nur dort vorgenommenwerdenkönne
wodie Flächen glatt sind .Eventuell müssenvorher Reparaturenvorgenommen
werden ,ehe geölt wird .Sonst entstehen in den Strassen ganze Oelseen .Auch
sollte die Oelung besser sein .Dasselbe gilt von der Teerung der Wege in den

öffentlichen Parkanlagen .Der Redner führt sodann Beschwerde darüber ,dass im

Rathauseder Gangder zumGemeinderatssitzungssaalführt ahgenauertworden
ist . Wardas wirklich notwendig,nur um drei kleine Räumezu gewinnen ? Esist
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gera dezu ein erbrechen den schönsten gotischen Bau Wiens so zuverschan¬
deln .Der Redner ersucht ,den Stadtrat Richter um Perücksichtigung der von ihm
geäusserten Wünsche .( Lebh .Beifall . . Chr .

GR .Dr . Hengl( chr . )stellt dn Antrag ,die Fahrbahn der Leo¬
poldsteinerstrasse mit Granit zu pflastern .

Sfortanfet
St . . Richter bemerkt in æinem Schlussworte ,wennnicht

zu begreifen ist ,dass die Gemeineverwaltung als parteipolitische
beeinflusst hingestellt werde ,so sei di ser Vorwurf in seiner Ver¬

waltungsgruppe am allerwenigsten berechtigt ,Man kann parteipolitisch we¬

der Strassen herrichten ,noch Gärten anlegen ,noch Wasserleitungenbauen .
Dassso geringe Beträgefür KirchenundDenkmalarhaltungeingestellt sind ,
ist darauf zurückzuführen ,dass sich die Gemeindeverwaltungin jederBezie- ¬
hung auf das dringend Notwendigebeschränken muss .Das ist auch beiden
amtlichen Gebäuden der Fall .Der Gemeinde deshalbden Verwurf zu machen ,
dass sie religionsfeindlich sei ,ist ganz falsch .Wiewenig daszutrifft ,
geht schon darsus hervor ,dass die Gemeinde ,ohne eine Verpflichtung dazu
zu haben ,für die Renovierung und Erhaltung der Stephanskirche eine nicht

geringeSubventiongibt .Unrichtigist es ,dass der Fuhrwerksbetriebirgend-¬
welcheGeschäftemacht .Die hogenTransportkostenergebensich daraus ,dass
die Gemeinde Spezialwagen ,z,B .Spritzwagen ,Coloniawagen usw .benötigt ,die

din anderer Unternehmengar nicht beistellen könnse .Unrichtig ist es ,
dass die Gemeindeaus den Bädern Nutzen zieht .In Wirklichkeit schliessen
die Bäder mit einem Defizit ab .Das ist aber ein Defizit ,das im Interes¬

se der Gesundhe it der Bevölkerung getragen werden muss .Die Wasserleitung . .

wirft im Jahr einen Jeberschuss von 1 Million ab .Vor dem Krieg hat sie all¬

jährlich einen Reingewinn von 5 Millionen Pronen ,das sind mehr als 7Millio - ¬
nen Schilling gebracht .Bis zum Ende des Krieges hat jeder Tropfen
asser bezahlt werdenmüssen ,währendwir 35 Liter Freiwasserpro Kopfgeben

und das Mehrwasserweit billiger 5 .s als früher .Es wurdeauch überdie
Unfälleanlässlichder letzten Glatteiskatastrophegesprochen .Bishersind

un nur 2 Unfölle bekannt geworden auf Fründem ,die die Gemeindezubetreuen
hat . Dasbedeutetbei der verhältnismässig grossenZahlvonUnfällenver-¬
schwindendwenig .DieSchliessungdr Kaimauernbei der Aspernbrückekonnte

bisher deshalb nicht erfolgen ,weil das Land Niederösterreich den ihm oblie¬

gendenBeitrag nicht bezahlenwill .Hinsichtlich der Reichsbrückeliegt ein
endgültiges technisch ,durchgearbeitetes Projekt nochnicht vor .DerBund
hat in das Budget1933für die Reichsbrückeim ganzen1 Millioneingestellt .
IchkanneinenSchwurdaraufleisten ,dass ,wennderBundseine77Frozent
aufbringenwird,die32Prozent ,die die Gemeindezu leisten hat ,zurrechten
Seitdaseinwerden.WasdieKlagenüberdieparteipolitischeVergebungvon
Arbeitenbetrifft ,so sei festgestellt ,dass es in ganzOesterreichkeine
Strassenbaufirmagibt ,die sozialdemokratischwäre .DieFirmaGrundstein
hat sich die ArbeitenmitanderenFirmengeteilt undhat nursolcheArbei-¬
ten bekommen,wosie Bestbieter war ,dasselbe gilt vonder Teerag .Wennwirhie
undda die éine oder andere Unternehmungauffordern ,in ein Bestbotein - ¬
zutreten ,so geschiehtdies deshalb ,ummöglichstviele Unternehmungenins
Geschäftkommenzulassen . St. R.Richtersagtschliesslichzu ,dassersich
überdenZustandderKalvarienbergkircheselbstinformierenunddafürsorgen
werde ,dass Schäden ,die etwa grösser werdenkönnen ,selbstverständlich be- ¬
hoben werden( Leth .Beifall b .d .Soz . )

Die Ansätze der VerwaltungsgruppeV werdengenchmigt ,der
AntragDr. Henglder geschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen ,dieüb-¬rigen Minderheitsanträge abgelehnt .
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Die Spezialdebatte über das Kapitel "Allgemeine Verwaltungsangele¬
genheiten "leitet amtsführenden STR .Honay mit folgendem Bericht ein :

Der Voranschlag 1933 der Verwaltungsgruppe VII unterscheidet sich

zahlenmässig ausserordentlich stark von dem des Jahres 1932 . Dieprälimi¬
nierten Bruttoausgaben sind von 8,8431150 Schilling im Jahre 1932 auf

1,121 . 710im Jahre 1933 gesunken .Dies erklärt sich vor allem daraus ,dass
nun in allen Zweigen dieser Gruppe von dem doppischen auf den kameralisti¬

schen Rechnungsstil übergegangen wird .Es wurden daher Personal -und Sach¬

aufwand aus dem Budget aller Abteilungen der Gruppe VII herausgenommen

und in den Gruppen I und VI veranschlagt .Der Personalaufwand bei der
Feuerwehr ,der den Ausgabennach an erste Stelle zu reihen ist ,wurde
mit 6,144 . 920Schilling eingesetzt ,der allgemeine Sachaufwand mit 358 . 940
Schilling ;diese beiden Summenscheinen also in dieser Gruppe nicht auf .
Sie enthält nur den Betriebs -und Investitionsaufwand der Feuerwehr mit
731 . 320Schilling ;gegenüber dem Jahre 1932 eine Verringerung umrund
130 . 000 ,durch die aber die Schlagfertigkeit der Feuerwehr keine Beein¬
trächtigung erfährt .Die Gemeindewache erscheint in diesem Buggetbloss

mit einer Ausgabensumme von 15 . 000Schilling ,da der Personalaufwand von
785 . 840Schilling und der allgemeine Sachaufwand in den beiden schon genann¬
ten Gruppen präliminiert sind .Im Jahre 1932 erscheint die Gemeindewache

noch mit einen Erfordernis von 916 . 660Schilling im Voranschlag ;das Min¬
dererfordernis von rund 175 . 000Schilling ist auf die Verringerung des

Mannschaftsstandes zurückzuführen ,der jetzt 200 beträgt .Die neue Ver¬

rechnungsart hat also die Budgetzahlen der Gruppe für allgemeine Verwal¬
tungsangelegenheiten völlig verändert .

Unverändert aber ist geblieben der grosse Aufgabenkreis dieser
Gruppe .Ihr sind eingegliedert der Grossteil der Verwaltungsagenden ,wie

Staatsbürgerschafts -und Heimatsrechtsangelegenheiten ,Vereins -und Ver¬

sammlungswesen ,Genossenschaftsangelegenheiten ,Wahlen ,Zivilrechtsange - ¬

legenheiten ,administrative Sicherheits -und Verkehrspolizei ,kommuna¬

les Folizeiwesen ,alle Gewerbeangelegenheiten ,Stadtregulierung undVer¬
messsungswesen ,Bau - ,Feuer -und Gewerbepolizei ,die Veröffentlichungen ,
die Kunstangelegenheiten und das Bildungswesen .

Die Gesamtkosten der Feuerwehr sind mit 7,235 . 080Schilling ver - ¬
anschlagt .Im Jahre 1932 waren es 7,532 . 120Schilling .Für den Bau neuer

Geräte sind 115,000 Schilling und für neue Ausrüstungsgegenstände 34 . 630
Schilling vorgesehen .Zur Anschaffung kommen fünf sechsachsige Gelände¬

wagen ,ferner werden zweckentsprechende Wagenaufbautendurchgeführt werden .
Schlagkraft und Alarmbereitschaft der Berufsfeuerwehr bleiben auch im
Jahre 1933 voll aufrecht .Vom 1 .Jänner bis 30 .November 1932 verzeichnet

die Feuerwehr 3785 Aktionen ;davon entfaalen auf Brände . 104 .Der Per¬

sonalstand beträgt 1090 ,darunter 23 Offiziere und ) .Feuerwehrmeister .
Die Feuerwehr verfügt über 15 benzinelektrische und 113benzinautomobile
Feuerwehrgeräte ,8 Inspektionswagen ( Motorräder mit Beiwagen undMotor¬

dreiräder ) ,1 Telegraphenbauwagen ,8 benzinautomobile Dienst - und Wirt - ¬

schaftswagen ,I Omnibusse ,1 Autoanhänger als Benzintankwagen und 6fahr¬
bare Ladeaggregate .Die Feuerwehr - ,Telegraphen -und Telefonlinien

bestehen aus rund 105 . 6Kilometer Kabel leitung und 606 KilometerOber - ¬
leitung ,an die neben den internen Stationen 807 öffentliche und 293pri¬
vate Feuermelder sowie 1o0 Fernsprechstellen angeschlossen sind .

Wir haben 39 Feuerwachen ,davon sechs Hauptwachenund sieben Sied¬
lungsfeuerwehren .Die Einnahmender Feuerwehr sind mit 229 . 530Schilling

veranschlagt .Hier ist die Hauptpost 143 . 760Schilling für den Feuerdienst
805



GRATHAUSKORRESPONDENZ
IX .Blatt

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVERFRIEDRICH

Wien ,am

in denTheatern .
In den elf Monatendieses Jahres sind 131 FeuerwehrmännerimDienst

verunglückt ,davon acht schwer .Ich spreche gewiss im Namen aller Mit¬

glieder des Gemeinderates ,wenn ich von dieser Stelle aus besonders diesen ,
aber auch allen anderen Feu rwehrmännern und ihren tüchtigen Offizieren
für die tadellose Pflichterfüllung in aller Oeffentlichkeit danke und
feststelle ,dass wir stolz auf unsere Feuerwehr sind ,die mit vollem Recht
als Hochschulefür das Feuerlöschwesenbezeihnetwird .

Vonden übrigen Ansätzen der VerwaltungsgruppeVII will ichdie
wichtigste kurz streifen .Die Post Wahlangelegenheiten konnte mit der
geringen Summe von 90 . 000Schilling veranschlagt werden gegenüber
180 . 000Schilling im Jahre 1932 ,da im kommenden Jahre keine Gemeinde - ¬
ratswahlen stattfinden werden .

Für das Gewerbeförderungsinstitut ist ,so wie in den früheren Jah - ¬
ren ,der im Stiftbrief vorgesehene Jahresbeitrag von 20 . 000Schilling
präliminiert .Dieses Institut hat im Jahre 1932 demWienerGewerbeda¬
durch genützt ,dass es bei namhaften ausländischen Importeurfirmen das

Interesse für das Wiener Exportgut immerwieder neu geweckt hat ;auch
einige kunstgewerbliche Ausstellungen und Schulen wurden subventioniert .

Die Theater -und Musikaufführungen für Arbeiter undAngestellte
werden unverändert mit 20 . 000Schilling subventioniert .Die Ausgabenzur
Förderungder Gegenwartskunstdurch Ankäufevon Gemälden ,Stichen ,Hastiken
usw .von Wiener Künstlern betrugen im Jahre 1932 rund 63 . 000Schilling ,
obwohl im Voranschlag kein Betrag vorgesehen war .Diese Ausgabe ist aber
bedeckt durch die Widmungvon 100 . 000Schilling ,die der Gemeinderatim
Jahre 1931 für die Kunstförderung bewilligt hat .Die Anträgé des Kunst - ¬

beirates wurdenvomGemeinderatsausschusszumgrössten Teilangenommen.
Die schwierigenFinanzverhältnisse gestatten leider nicht dieabermalige
Einstellung von 100 . 000Schilling für den Ankauf von WerkenderGegenwarts¬
kunst in dieses Budget .Wir haben aber den vom Jahre 1932verbliebenen
Rest per 37 . 000Schilling auf 75 . 000Schilling ergänzt ;diese Summefinden
Sie auch im Voranschlag verzeichnet und sie wird im Jahre 1933 denKünst - ¬
lern zugute kommen .

Wasdie städtischen .Museen ,Sammlungen,BüchereienunddasArchiv
anlangt ,so weist der Voranschlag keine nennenswerten Veränderungen gegen¬
über 1932aus .

Empfänge haben heuer nicht stattgefunden ;auch für das kommende
Jahr sind sie nichtvorgesehen .

Schliesslich teile ich noch mit ,dass die Zahl der bei derGemein¬
de angemeldeten goldenen Hochzeiten ununterbrochen steigt .ImJahre

1920 meldeten bloss 73 goldene Hochzeitspaare ihren Anspruchaufdie
städtische Ehrengabe an ,1931 waren es bereits 303 und heuer sind es
schon 328 goldene und 16 diamantene Hochzeitspaare .Für diese in allen
Kreisen der Bevölkerung geschätzte Aktion sind 30 . 000Schilling imVor - ¬

anschlag enthalten .( Lebhafter Beifall bei derMehrheit . )
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GR .Dr .Kotzaurek ( christl . soz . )erblickt einen wesentlichen
Unterschied zwischen der früheren christlichsozialen und der gegen¬

wärtigen sozialdemokratischen Verwaltung der Stadt Wien darin ,dass Erstere
jederzeit bestrebt war ,den Interessen der Gesamtbevölkerung zu dienen ,

während die Tätigkeit der Hetzteren vornehmlich auf das Parteiinteresse

gerichtet ist .Eine ausschliessliche Rücksichtnahme auf das fartei¬
interesse schliesst aber die Objektivität von vornehrein aus ,Ueberdies

ist der Verwaltungsapparat gegenwärtig zu umständlich und schleppend .Daran
ist nicht die Beamtenschaft schuld ,die durchwegs ausgezeichnet ist ,

Sparmassnahmensondern das System der und die Parteipolitik .Während die

Verleigung einer Gewerbekonzession beispielsweise imallgemeinen/sehr
lange Zeit beanssprucht ,gibt es keine Schwierigkeiten ,wenn es sich
darum handelt ,einem Parteiangehörigen eine Gast - ,Kaffehaus - oderKino¬
konzession zu bewilligen .Der Redner verweist darauf ,dass der Firma
Payer & Schmutzer bei/Verlegung ihre :Betriebgg aus einem Bezirk in den
anderen und bei der Errichtung von Annahmestellen die grössten Schwierig¬

keiten gemacht werden .Bei der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband
hat sich die sozialdemokratische Gemeindeverwaltung Methoden zurecht ge

legt,die vom Standpunkt einer gesunden Bevökkerungspolitik nicht zu recht¬

fertigen sind .In erster Einie sellten Angehörige der österreichischen

Bundesländer berücksichtigfwerden ,Aber gerade ihnen gegenüber beweist die
Gemeindeein sehr geringes Entgegenkommen .Ein Mann ,gegen dengarnichts
vorliegt und der seit Jänner 1922 in Wien polizeilich gemeldet ist ,
konnte Hie Aufnahmein den Wiener Gemeindeverband bisher nicht erreichen ,
vielleicht deshalb ,weil er Unteroffizier des Bundesheeres ist .Polnische
oder rumänische Juden werden aber mit offenen Armenaufgenommen .Solange
in dieser Hinsicht keine Aenderung eintritt ,kann die christlichsoziale
Fraktion für den Voranschlag nicht stimmen .( Beifall bei den Chhistl .

soz .)
GR ,Uebelhör ( christl .soz . )verlangt im Interesse derErmög¬

lichung und Erleichterung der Ausübung des Mandates die Drucklegungder
stenografischen Protokolle .Bis zum Frühjahr wurden Auszüge aus dem
stenbgrafischen Protokoll an die Mitglieder des Gemeinderates versendet ,
seither ist auch das eingetellt worden .Der Rednerbeantragt :Diesteno¬
grafischen Protokolle des Wiener Gemeinderates sind in Druck zu legen

und den Gemeinderäten kostenlos zur Verfügung zustellen .
Im Falle der Ablehnung heantragt er : Das stenografische Ppoto¬

koll ist auszugsweise zu vervielfältigen und mit der Rathauskorrespondenz
an die Mitglieder des Gemeinderates zu versenden -

Er beantragt schliesslichf Namen ,StandundAdressederPersonen ,
die in Wien eingebürgert werden ,sind im Amtsblatt der Stadt Wien zuver - ¬
öffentlichen .( Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Dr .Wernisch ( christl . soz . )erklärt ,dass die christlich¬

soziale Fraktion mit der Art und Weise ,wie Ersparungen gemacht wurden ,

nicht einverstanden ist .Es gibt im Budget viele Posten ,die eine Ersparung
vertragen würden ,ohnedass dadurch der Pflichtenkreis der Gemeinde einge¬

schränkt werden würde ,Hätte die derzeitige Gemeinderatsmehrheit gegenüber

den freiwilligen Feuerwehren eine andere Einstellung ,so hätten sich sicher
beim Personalaufwand für die städtische Berufsfeuerwehr Ersparungen er¬

zielen lassen .Die Gemeindewache ist ein Lieblingskind der Mehrheit .Für
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einen Stand von 200 Mann wird der Kostenaufwand mit 785 . 000Schilling prä¬

liminiert .Es entfallen also pwo Mann monatlich 30o Schilling .Die Ver¬
gütungen ,die an die Gameindewache ausgegeben werden ,kann man nur als
eine Art Arbeitslosenunterstützung bezeichnen ,da die Gemeindewache ab¬

solut nichts leistet .STadtrat Dr .Tandler hat hier im Gemeinderat in
beweglichen Worten die Notlage der Bünstler und deren verschämte Armut

geschildert ,leider aber hat die Gemeindeverwaltung für die Kunstförderung
ganz unzulängliche Beträge vorgesehen und ich stelle daher den Antrag ,
die Post Förderung von Theater -und Musikaufführungen von 20 . 000Schil¬
ling auf 62 . 240Schilling und die Post Förderung der Gegenwartskunst

von . 75 . 000Schilling auf 175 . 000Schilling zu erhöhen ,hingegen .
den Gesamtaufwand für die Gemeindewache von 842 . 240Schilling auf Hoo . 000

Schilling herabzusetzen .Der Redner beschäftigt sich dann mit den Zeit¬

schriften “Die Wohnung "und Bjätter für das Wohlfahrtswesen "und

beantragt die Einstellung der beiden Blätter .Hinsichtlich der Gewerbe¬
förderung stellt der Redner den Antrag ,dass Apbeits -und Lieferungsauf¬

träge an ausländischen Firmen und Unternehmungen bis zu 500 . 000Schil - ling

der Genehmigung durch den Stadtsenat und Arbeits -undLiefrungsaufträge
an ausländische Firmen und Unternehmungen in der Höhe von mehrals
590 . 000Schilling der Genehmigung durch den Gemeinderat bedürfen sollen .

( Beifall )
GR .Ing .Hörzl ) nat . )bemerkt ,die VerwaltungsgruppeVII

scheine den einen besonderen Zwek zu haben ,die Bevölkerung dadurch zuschäd :
gen ,dass Fremdebesenders bevorzugt werden .Wasdie Gemeindewachebetrifft ,
so wurden wohl die Kost en héefür unter dem Druck der finanziellen Notherab¬
gesetzt ,aber sie übt noch immer ihre Funktion aus ,und zwar gera de an den
Stellen ,wo sich die Aermsten der Armen einfinden ,heim Wohnungsamt ,bei

den Fürsorge -und Stellenlosenämtern .In einer Besprechung der Feuwerwehr weis
der Redner darauf hin ,dass die Mehrheit auch diese wichtige Institution als
eine Domöne der Marxisten auffasst und wendet sich in scharfer Weisedagegen .
dass in den letzten Wochen durd Dienstwagen eine Hetzbroschüre des freien
Gewerkschaft sverbandes zu den Dienststellen der Feuerwahhe g eschafft worden

sei und dass diese Hetzbroschüre dort aufliege ,Die Einbürgerung ist nichts
als ein Weg zur Schaffung geeichter sicherer Wähler . Wirwenden uns auf das

entschiedenste dagegen ,dass soviele Juden ,Ostjuden ,die die Geschäftsmoral
so verderben und die in der Bevölkerung Verbrechen hervorrufen ,wie Steur¬

hünterzichungunddergleichen ,eingebürgertwerden .DerVorgang,
den die Gemeinde bei er Einbürgerung übt ,ist ganz kapitalistis

Nur der wird eingeburgert ,der die Taxe bezahlen und die Sicherheit bieten
kann ,dass er der Gemeinde nicht zur Last falle .Dabei werden öfter auch
Kinder von Juden ,Ungarn und Rumäneneingebürgert ,deren Eltern hier gar
nicht heimatberechtigt sind .Die Gemeinde woll e ,ähnlich wie das LandTirol

die Soldatan ,die im Kriege gekämpft haben durch eine Medaille geehrt hat ,
diesen Soldaten Anerkennung zollen .Er beantragt daher ,dass die in Wien

beheimateten sowie die in Wien nicht Beheimateten ,jedoch ansässigen Besit - ¬

zer der goldenen Tapferkeitsmedaille zu Ehrenbürgern der Stadt ' ienernannt
werden .Er beklagt sich sodann darüber ,dass die Beträge für Kunstförderung
wesentlich gesenkt worden sind und dass diese Beträge den roten Vere inen zu¬
gute kommen .Jedes Jahr kauft die Gemeinde eine Henge moderner Gemäldd .Sie

sind modern ,aber bködsinnig ,unverständlich ,entartet,mit einem Wort volks - ¬

und artfremd ,jüdisch . rverlangt sodann ,dass die Fafeln mitfremdsprachigen
zufschriften besteuert werden,man würde damit eine ganz ergiebige neue
Steuerquelle schaffen ( Lebh .Beifadl . d .Nat . )
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GR .Stöger ( chr . )befasst sich in eingehender Weise mit
demEinowesen .Er weist darauf hin ,dass durch den Tonfilm derinter¬
nationale Charakter des Films gebrochen wur de und auch die Vorherrschaft

des amerikanischen Films stark zuruckgegangen ist . DasErfordernis derBoden¬
ständigkeit ,das dem Tonfilm im besonderen Masse zukommt ,käme der Erzeu¬
gung österreichischer Filme besonders zustatten,udd Wienist für die Erzeu¬
gung deutscher Filme ausserordentlich geeignet .In keiner Filmstadt der Erde
wird billiger produziert als in Wien .Wir haben hervorragende Künstler ,erst - ¬
klassige Ateliers .ein prächtiges Gelände .Aberin Wienkrankt der Filman
der ausserordentlich drückendenLustbarkeitsabgabe ,und zwar noch mehrals
an der schlechten " irtschaftslage . Währendin Perlin der Film mit demHöchst¬
satz von 12 Prozent beååstet ist ,beträgt die Steuerbelastung in Wien
2815 Prozent ,wozunochdie Warenumsatzsteuer kommt .Die Haltung desRathauses
gegenüber demEino grenzt an Wahnsinn .Ein Uraufführungstheater hat z,B .mit
einer Belastung von 65 ' 5Prozent von den Bruttoeinnahmen zurechnen . Es
mussdaher vor allem verlangt werden ,dass die würgendeLustbarkeitsabgabe
abgebautwird . Willder Referent ,dass das darniederliegendeKinosicherhebt ,
und damit einer der hoffnungslosesten Zweige der österreichischen Industrie

zur Blüte kommt ,dann wüæde er alles aufbieten um bæeim neuen Finanzreferen¬
ten zu erwirken ,dass die Einstellung des Rathauses gegenüber dem Kino besser

( Lebh .Peifall b .d .Chr . )Der Zensurmangel ,der bei uns beseelt ,wirkt sich

nicht nur in demSinne aus ,dass beim Film jedeRentabilitätsberechnung
unmödlichwir d ,er wirkt sich in kultureller Beziehungnoch viel ver¬
herrenderaus .Dawurdebei unsein Dirnenfilmerlaubt ,der in deneurpjäischer
Westländern und in Peutschland verboten war .Diese Schweinewirtschaft will .

man uns als freiheicliche Errungenschaft hinstellen .
Vorsitzender Dr .Neubauer ersucht den Redner ,sich zu

mässigen .

GR .Stöger bemerkt ,je eher manuns von diser europäischen
Schandebefreit umso besser .DerUmstand ,dass heute das KinowesenLandes-¬
sache ist ,hat zu einemwahrenChais geführt .Der amtsführendeStadtrat
müsstedie Initiative ergreifen ,dassaufdisemGebietendlichOrdnungge¬
schaffenwird .DerRednerstellt schliesslich denAntrag,deramtsführende
StadtratmögedemWieherLandtageinenAntragaufNovellierungdesWiener
Kinogesetzesin demSinne vorlegen ,dass die vomMagistrat erlassenenRicht¬
linien für Schmalfilmforführungenmit schwerentflammbarenFilmenimWie¬
ner Kinogesetz verankert werden ( Lebh .Peifall . d .Chr .

GR .Perschl ( christl ,son . )matment onnfäle

verweist auf den starken sich stets steigernden Autoverkehr ,der nicht
nur für die Passanten ,sondern auch für die Kraftfahrer undFahrgäste
ein grosses Gefahrenmomentbildet .Aufden gefährlichenStrassenkreuzungen
sind zwar Verkehrsposten aufgestellt ,sie werden aber erst um9 Uhrvor¬
mittags aufgestellt und um8 Uhr abends eingezogen .Zur Verminderungder
vielen Autounfälle wäre eine Kennzeichnung der wichtigsten Strassen er¬
forderlich und der Bedner stellt daher den Antrag :Der amtsführende Stadt¬
rat der VerwaltungsgruppeVII wird aufgefordert ,im Interesse derglatten
Abwicklung der Sicherheit des Verkehrs ungesäumt zu veranlassen ,dass im
Strassenpolizeigesetz für Wien die Kärntnerstrasse ,der Stefansplatz ,die
Rotenturmstrasse ,die Graben ,der Kohlmarkt ,die Tuchlauben ,die Herren¬

gasse und Augustinerstrasse als Hauptverkehrsstrassen erklärt und als

solche gekennzeichnet werden ,( Beifall bei den Christl .soz .
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STR .Honay bestreitet in seinem Schlusswort die Richtigkeit der

Bchauptung ,dass jparteimässige Rücksichten bei der Entscheidung der Ver¬
waltungsbehördeneine Rolle spieler Hiefür ist nicht ein einziger Beweis

erbracht worden .Die Monopolisierung des Leichenbestattungswesens ist

nicht von Sozialdemokraten sondern von den Christlichsozialen eingeleitet

worden ;die gegenwärtige Gemeinderatsmehrheit werde auf diesem Gebiste
Ordnung schaffen und deshalb der Firma Payer & Schmutzer die Errichtung

neuer Filial .. nicht bewilligen .Was die Heimatsrechtsverlei

hungen betrifft ,so sind vom 1 .Jänner bis 25 .November insgesamt 2031
Einbürgerungenvorgenommenworden ,wovon370auf selbstständigeGewerbe¬
treibende und Geschäftsleute ,1038 auf Arbeiter und 155 auf Angestellte

entfallen .Es ist also unrichtig ,dass nur Händler in Wien das Heimat¬
recht erlangen .Den. ' IvorgebrachtenFall des Unteroffizieres desBundes¬
heeres werde er erheben und einer objektiven Erledigung zuführen .Zu
dem Antrage auf Drucklegung der stenografischen Ppotokolle bemerkt der

Redner ;dass die Drucklegung . . ochcosoko . eimJahre
1931 25 . 000Schillinge gekostet hätte .Es müsste hi fer mindestens ein
mittlerer Verwaltungsbeamter eingestellt werden ,sodas die Kosten
ohne Einrechnung des Papieres mehr als 30 . 000Schilling betragen würden .
Auch die Stadt Berlin hat bereits die Drucklegung dieser Protokolle ein¬

gestellt .71/7 .44 . .Die Rathauskorrespondenz

bringt einen ausführlichen Auszug aus den Reden .Wenner von denPeitungen
nicht so ausführlichve öffentlicht wird ,so ist das nicht SchuldderRat¬
hauskorrespondenz .Ueberdieswird jedemGemeinderatsklubeinExemplar
des stenografischen Protökolles zur Verfügung gestellt und ein Exemplar
liegt im Präsidialbüro zur ständigen Einsicht auf .Auch die beantragte
Veröffentlichung der Einbürgerungenim Amtsblatt ist ausErsparungsrück¬
sichten nicht angezeigt .Gegenüber der Behauptung ,dass durch die Auflassung
der f eiwilligen Feuerwehren eine grössere Ausgabe für die Berufsfeuer¬
wehrerwachsenist ,stellt STR ,Honayfest ,dass die Brandirektiongerade
das Gegenteil feststellt .Durch die f Flö pnam Eingliederung der freiwill
ligen Feuerwehrenin die Berufsfeuerwehr . :konnte der Feuerwehrdienstso
zweckmässig ausgestaltet werden ,dass der Stand von 1240 auf 1067Mann

. . .heruntergesetztwerdenkonnte ,wobeider Feuerwehrdienstbesser gewordenist
Zu demAntrage ,die Ausgabenfür die Gemeindewachezur Runstförderungzu
verwenden ,bemerktder Redner ,dass die Gemeindewachegegenwärtigeeinen
schwierigen Dienst ,insbeeondere in den Fürsorgeämtern ,zu versehenhat .
Gerade die christlichsozialen Fürsorgevorsteher -und Stellvertreter haben

sich wiederholt geäussert ,dass sie mit der Dienstleistung der Gemeinde¬

wache in den Fürsorgeämtern ausserordentlich zufrieden s ind ( Hört !Hört !
bei den Soz .dem .Zwischenrufe bei Christl . soz . / Der tägliche Pa - rteien¬

verkehr bei den Fürsorge -Arbeitslosen -und Wohnungsämtern ,wo die Gemein¬
dewache Dienst macht ,beläuft sich heute schon auf 50 . 000Menschen .Eshat
also die Gemeindewache einen schwierigen und aufopferunsvollen Dienst zu
leisten .Bezüglich der Kunstförderung ist festzustellen ,dass die Gemeinde¬

verwaltung von 1923 bis 1932 nicht weniger als 1,081 . 000Schilling für die
Ausschmückungder Wohnhaus -und Wohlfahrtsbauten ,für künstlerische Arbei¬
ten in öffentlichen Anlagen und Friedhöfen ausgegeben hat ,welcher Betrag
59 Bildhauern und 21 Malern zugute gekommen ist .
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St . R .Honayspricht sich sodann gegen die A,nahmedes
Antrages Br .Vernisch auf Einstellung der Zeitschriften „ DieWohnung "unds
" Plätter für,Wohlfahrtswesenss . ir müsseneigentlich der Gewista ,die
die erste Zeitschrift herausgibt ,für die Herausgabe dieser Zeitschrift
sehr dankbar æin ,da sie der Gemeinde durch die darin amthaltenen amtli¬
chen Mieter Verwaltungskostenerspars .Die Zeitschrift wird von derGewista

irgn Terhalten und kostet der Gemeindekeinen Groschen .Das Gleiche gilt ?
Blätter ,für das Wohlfahrsswesen .Es luegt kein GrundzurEinstellung

dieser sehr gut geleiteten Blätter vor .
Ueber die Not der Kunst ist nur zusagen ,dass au

in unsererkapitalistischenWeltKünstlerundElendzusammengehörenund
dass in einer Zeit ,in der die Massen lebenswichtige Artikel nicht mehr

4 .kaufenkönnendie nicht lebenswichtigeDingeerzeugen ,ammeistenleiden .
Wennmanaberweiss ,wasdie Gemeindein dieserschwerenZeit für dieKunst
tut,wird manzugelenmüssen ,dass ein Anlasszu einer Kritik nichtvorhanden

ist .
eip . de

Dass,die G . Hölzl Hetzflugschriften in Dienst - ¬
wagenzu allen Feuerwehrwachengeführt wordensind ,ist schondeshalb
unmöglich ,weilDienstwagenanalleWachenüberhauptnichtkommen,Pieebeni
Sachewirdaberuntersuchtwerden .Wiesehrdie BehauptungdesGR. Hölzl,
dass in jeder AusschussitzungKinder von Juden eingebürgertwerden,geht
schondaraus hervor ,dass vom„ Jänner bis I NovemberdiesesJahres
überhauptnur25SchülerndasHeimatsrechtverlicenwurde .AufdenAntrag
wegenVerleihungdes Ehrenbürgerrechtesan alle Besitzer dergoldenen
Tapferkeitsmedaillemussich zur Ablehnungvorschlagen .Bekanntlichsteht
dasRechtauf erleihungds EhrenbürgerrechtesdemGemeinderatzu .Manwürde
diesehoheundschöneAuszeichnungnurherabsetzen,wennmansieverallge¬
meinenwollte . Wirsind aber bereit ,die einzelnenFälle zu untersuchenund
dem meinderat die E scheidung zu überfassen .

BesitzertschechischerFirmenhöherzu besteuernalsBesitzer
de zher Firmen ist schon verå ssungsrechtlich unmöglich .

Viel damon ,was GR. Stögerüber die schlechte Qualität der
g Jagt hat ,wirdauchdie Meinungder Mehrheitsein .Wirbegrüsseneine

menarbeit auf demSebietedesFilmwesens .DenAntragStöger ,dersicha
die Schmalfilme beschr nkt ,ersuche ich der geschäftserdnungsmäs sigen

Pedandlungzuzuweisen,weilauchwirfür eineReformaufdiesemGebietesind .
Zu den Anträgen ferschel bemerkt St . . Honay ,dass nachdem

Strassenpolizeigesetz als Hauptverkehrsstrassen diejenigen Strassenstatu¬
iert sind ,wo sich Geleise bedinden .Ausserdem können gewisse Strassen als
Hauptverkehrsstrassenbezeichnetwerden .Imübrigenwurdenin dieser Fragein
diesem Jahre internationale Apmachungen in Genf getroffen ,die noch nicht
ratifiziert sind .Die Anregungendes GR .Ferschel einzelne Strassen als Haupt¬
verkehrsstrassenzu bezeichnensowiedie Anregungen ,die er wegenderVerkehrs-
zeichengegebenhat ,werdenwirüberprüfen.St. . Honayersuchtschliesslich,
denVoranschlagseinerVerwaltungsgruppezugenehmigen. /Z /fJ . /gden/.

DåeAntragDr .WernischwegenderausländischenBestellungen
wird zurückgezogen .

DieAnsätzedr VerwaltungsgruppeVIIwerdengenehmigt,
dieAnträgeStögerundferscheldergeschäftsordnungsmässigenBehandlung
zugewiesen ,die anderen Minderheitsanträgeabgelehnt .
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Ueber die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für das

Geschäftsjahr 1933 berichtet Vizebürgermeister Emmerling :
Die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungen für 1933 sind

in der gleichen Weise ausgearbeitet worden wie in den beiden letzten Jah¬

ren ,nämlich in der Form einer vorweggenommenen Gewinn -und Verlustrech¬

nung ,sodass alle Ansätze des Voranschlages unmittelbar mit den Positionen

der Gewinn -und Verlustrechnung des Beobachtungsjahres verglichen werden
können .

DieGaswerke .
Die Gaserzeugung wird mit 333 Millionen Kubikmeter angenommen ;das

ist ungefähr die Menge der tatsächlichen Erzeugung des Jahre 1931 und um

1 Prozent mehr als die Annahme des Voranschlages 1932 .Die Menge des ver¬
kauften Gases ist mit 298 Millionen Kubikmeter ,das heisst ebensohoch wie

im Jahre 1932 veranschlagt ,weil nach den Beobachtungen der letzten Jahre
eine gewisse Festigkeit des Absatzes auch weiterhin angenommen werden kann .

Als Erfolg des Geschäftsjahres 1933 wird ein Gebarungsüberschuss

von 117 . 000Schilling angenommen .Der Geldbedarf für die Investionen be¬

trägt rund . 2Millionen Schilling .Davon betreffen 1,665 . 000Schilling

Kreditreste für in Ausführung begriffene Arbeiten und 5,627 . 000Schilling
Neuherstellungen .Der gesamte Investitionsaufwand von rund . 2Millionen

Schilling wird aus eigenen Mitteln bestritten .
Die Elektrizitätswerke .

Stromerzeugung und Bezug sind mit 170 Millionen Kilowattstunden
gegen 500 Millionen Kilowattstunden im Vorjahre angenommen .Der gesamte

Stromverkauf ist mit 310 Millionen Kilowattstunden ,das ist um . 6Prozent

geringer als im Jahre 1932 veranschlagt .Von der Stromerzeugung entfallen
112 Millionen Kilowattstunden ( gegen 172 Millionen Kilowattstunden imVor - ¬

jahre )auf die Wiener Werke ,33 Millionen Kilowattstunden ( gegen53
Millionen Kilowattstunden im Jahre 1932 ) auf Ebenfurth .

Der Strombezug aus den eigenen Wasserkraftwerken ist wie imVorjahre
mit rund 96 Millionen Kilowattstunden ,der Fremdstrombezug mit rund 288
Millionen Kilowattstunden ( gegen 178 . 8Millionen Kilowattstunden im Jahre
1932 )angenommsen .

Zentrale Wien
Für Instandhaltung sind nur die zur Erhaltung eines einwandfreien

Zustnades der Anlagen notwendigsten Ausgaben im Betrage von 8,152 . 000
Schilling vorgesehen .Sie sind geringer als die aufgelaufenen Instandhal¬

tungskosten des Jahres 1931 und der genehmigte Voranschlagsbetrag für das
Jahr 1932 .Die Kosten für die öffentliche elektrische Beleuchtung in Wien
wurden mit 3,664 . 000Schilling angenommen .Sie sind mit Rücksicht auf den

vorgeschlagenen weiteren Ausbau der öffentlichen Beleuchtung gegenüber dem
Voranschlage 1932 um geringes erhöht .Der Beitrag zur Rücklage für Ruhe¬
und Versorgungsbezüge wurde gegenüber dem Ansatze 1932 unverändert mit

500 . 000Schilling angenommen .Mit Rücksicht auf den in der Ueber landzentrale

veranschlagten Verlust von 5,486 . 000Schilling wurde als Beitrag zur Rück¬

lage für die seinerzeitige Uebernahme der Ueberlandzentrale durch die
städtischen Elektrizitätswerke ein Betrag von 5,500 . 000Schilling einge - ¬

setzt .Der Wirtschaftsplan der Zentrale Wien weist einen Gebarungsüber¬
schuss von 55 . 000Schilling aus .

Ueberlandzentrale Ebenfurth

Für Neuherstellungen sind 1,530 . 000Schilling veranschlagt ,hieven
gi .ür die Netze ,Hausanschlüsse ,Transformatoren und Elektrizitätszähler
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3,160 . 000Schilling .Für die Erweiterung der öffentlichen elektrischen
Beleuchtung ist ein Betrag von 500 . 000Schilling vorgesehen ,vondem
250 . 000Schilling durch einen Beitrag des Gaswerkes gedeckt werden .Die
Restzahlungen für Investitionen aus den Vorjahren werden 4,olo . 000

Schilling erfordern .Hievon entfallen auf das seinerzeitige Ausbauprog¬
ramm 3,250 . 000Schilling .Das Geaamterfordernis stellt sich für Neuher¬

stellungen auf 1,530 . 000Schilling .
DieStrassenbahnen .

Der Wirtschaftsplan der städtischen Unternehmungen wirdbekannt¬
lich auf Grund der Marktpreise und Lohnkosten erstellt ,die jeweils im
Oktober ,das ist zur Zeit der Aufstellung des Voranschlages gelten .In
diesem Sinne ist der Wirtschaftsplan der Strassenbahnen unter Rücksicht¬

nahme auf die Frequenzbeobachtungen des laufenden Jahres bis in den Monat
Oktober verfasst ,das heisst unter Berücksichtigung des leider im laufen¬

den Jahre zu beobachtenden Frequenzrückganges um weitere rund 1o Prozent .
Der Verwaltungsbericht pro 1931 hat auf Strassenbahn und Stadtbahn eine

Beförderungsleistungvon571 . 4MillionenPersonenausgewiesen ,Fürdas
Jahr 1932 war die Beförderungsleistung mit 515 Millionen präliminiert ,
für das kommende Geschäftsjahr wird sie mit 177 Millionen Fahrgästen an¬
genommen .Demgemässwird auch die Fahrtleistung auf diesen beiden Ver¬
kehrsmitteln entsprechend geringer in Rechnung gestellt .DemWirtschafts¬
plane liegt die Annahme von 123 . 7Millionen Wagenkilometern auf Strassen¬
bahnen und Stadtbahn zugrunde .Im Autobnsbetrieb ist die Beför derungs - ¬

leistung mit 27 . 2Millionen Personen ,das ist um . 8Prozent geringer
als im Jahre 1932 ,die Fahrtleistung mit 3,639 . 000Wagenkilometer ange¬

nommen .

Die Personalausgaben sind mit 78 . 6Millionen Schilling gegen
83 . 2MillionenSchilling im Vorjahreveranschlagt .Die sozialenAus¬
gaben werden . 9Millionen Schilling gegen rund 7 Millionen Schilling
im letzten Jahre erreichen .Die Erhöhung gegen 1931 ( . 9Millionen
Schilling )ist ausschliesslich auf die Erhöhung der Beiträge zur Pensions
kasse zurückzuführen .Für die Ruhe -und Versorgungsbezüge der Schemastisten

sind rund 3 Millionen Schilling gegen . 7Millionen Schilling imJahre
1932in Konsequenzvon zahlreichen Pensionierungen vorgesehen .DieAuslagen
für Kraftstrom werden infolge Verringerung der Fahrtleistung nur 6 Mil¬

lionen Schilling gegen . 6Millionen Schilling im Vorjahre betragen .
Die Ausgaben für die Materialien wurden von 7,7 Millionen Schilling des

letzten Wirtschaftsplanes auf . 8Millionen Schilling ,dieallgemeinen
Unkosten von rund 9 Millionen Schilling auf 7 Millionen Schilling herab¬

gedrückt .Damit ist im Sachaufwand so ziemlich die äusserste Grenze über¬
haupt möglicher Einschränkungen errreicht .Die Abschreibungen betragen

17 . 1Millionen Schilling gegen 17 . 7Millionen Schilling im letzten Wirt¬
schaftsplane .

DieEinnahmen aus der Personenbeförderung auf Strassenbahnen und
Stadtbahn sind um 18 . 6Millionen Schilling geringer angenommen als im

Ansatze 1932 .BeimAutobusbetrieb wird mit einem Einnahmenausfallvon
700 . 000Schilling gerechnet .Der Wirtschaftsplan gewärtigt einen Gebarungs¬
abgang von 21,9 Millionen Schilling bei Strassenbahnen und Stadtbahn ,von
850 . 000Schilling beim Autobusbetricbe und von 120 . 000Schilling bei Elek¬
trobusbetrieb .Unter solchen Umständen sind selbstverständlich die
Investitionen auf ein Minimumeingeschränkt .Hiefür sind insgesamt . 7
Millionen Schilling vorgesehen ,die mit 3 Millionen Schilling aus Ab¬
schreibungsbeträgen ,mit dem feste durch Kreditabmachungen bedeckt werden
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sollen .Vondenerwähnten . 7MillionenSchilling sind lediglich 3Mil -
lionenSchillingneuzubeantragendeSachkredite ,währenddierestlicheSummeKreditreste betrifft .Die

neuzubeantragenden Sachkredite

betreffennahezuausschliesslichErneuerungen,vorzugsweiseunumgänglichnotwendigeGleiseerneuerungen .
DasBrauhaus .

DerWirtschaftsplandieserUnternehmungist unterRücksichtnahme
aufdenandauerndenRückgangdesBjerkonsumserstellt .WährendimVor¬jahre mit einer Erzeugungvon270 . 000Hektoliter undmit einemAbsatze
von253. 800Hektolitergerechnetwordenist ,ist fürdaskommendeGe¬
schäftsjahrdieErzeugungmit210. 000Hektoliter,derVerkaufmit
225. 600Hektoliterveranschlagt.SemgemässistderReingewinnum100.000
Schillinggeringer;eristmit300.000Schillinggegen100.000Schillingim Ansatz pro 1932angenommen .

DieInvestitionendieserUnternehmung,dieja bereitsinallen
wesentlichenBeziehungenauf dasmodernsteausgestattetist ,sindmit
250. 000Schillingangesetzt;siewerdenzurGänzeauseigenenMittelnbestritten .

Leichenbestattungsunternehmung .
DemWirtschaftsplaneliegt die Annahmevon

1o . 310eigenenZahlleichen,fernervon . 170FällonvonTeilleistungenfür
privateBestatterundvonIhlounentgeltlichenLeichenbegängnissenzugrun¬
de .DerWirtschaftsplanweisteinenGebarungsüberschussvonrund172 . 000Schilling auf .Diein AussichtgenommenenInvestionenmiteinem
Erfordernissevon87. 000SchillingwerdenselbstgerständlichzurGänzeaus eigenen Mitteln bestritten ,

*—

StädtischeAnkündigungsunternehmung .DiestädtischeAnkündigungsunternehmunghofftauchimkommenden
GeschäftsjahreeinErgebniszuerzielen,dasimgrossenundganzenebenso
günstigist wiedieErfolgederletztenJahre .DerGebarungsüberschusswirdfür das kommendeGeschäftsjahrmit 110 . 000Schillingveranschlagt .
( LebhafterBeifall bei der Mehrheit) .

Die Verhandlungen werden abgebrochen .

Schlussder Sitzung21Uhr55 ,Bogenabfertigung22Uhr15
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